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O 19.05.2020 Ausschuss fur Wohnen, Bauen, Umwelt und Vergabe (WBUV)

Sachverhalt:
Als Vorstand der Partei Die Linke. Wegberg hat Herr Ridiger Birmann folgenden
Antrag gestellt:

.,Der Rat mdge beschlieRen, dass ab sofort auf allen kommunalen Flachen
(Kulturland sowie Nichtkulturland) keine chemisch — synthetischen Pestizide
(Pflanzenschutzmittel) mehr eingesetzt werden.“ Ferner soll(/en) aus Sicht des
Antragstellers

a) ,private Dienstleistungsunternehmen, die den Auftrag zur Pflege offentlicher
Flachen erhalten, ebenfalls zu einem Pestizidverzicht verpflichtet” werden,

b) ,bienen- und insektenfreundliche Bluhflachen oder Projekte initiiert” werden

Cc) ,bei der Verpachtung kommunaler Flachen fur eine Ilandwirtschaftliche
Nutzung ein Verbot des Einsatzes von Pestiziden im Pachtvertrag verankert* werden,
d) .private  Firmen mit kommunaler Mehrheitsbeteiligung zur pestizidfreien
Bewirtschaftung auf[ge]fordert” werden

e) ,Burger*innen Uber die Bedeutung von Biodiversitat in der Stadt informiert und

[lenen] gleichzeitig Moglichkeiten zum Schutz von Bestaubern wie Bienen und
Wildbienen sowie giftfreie Mallnahmen beim Gartnern auf[ge]zeigt” werden.

Zunachst wird auf die Vorlage VO/ 0010/ 19-2 und die zugehodrigen Beschlisse
verwiesen, wonach seit der Beschlussfassung im WBUV vom 10.09.2019 durch den
Baubetriebshof ohnehin bereits keine glyphosathaltigen Herbizide mehr eingesetzt
werden (durfen).

Wie aus der Beratungsfolge vorgenannter Vorlage hervorgeht, wurde bzw. wird
(abgesehen von glyphosathaltigen Herbiziden) durch den Baubetriebshof ohnehin
nur eine sehr Uberschaubare Menge an entsprechenden Mitteln eingesetzt. Die
Verwaltung hat gegen einen noch weitergehenden Verzicht keine besonderen
Vorbehalte, weist jedoch auch an dieser Stelle nochmals darauf hin, dass die



Instandhaltung samtlicher Grinanlagen durch eine maximale Einschrankung bei der
Anwendung von Herbiziden einen hoheren (vorrangig personellen) Aufwand
erfordert, um den derzeit bestehenden Pflegezustand beibehalten zu kdnnen.

Zu beachten ist jedoch, dass ein ganzlicher Verzicht auf samtliche, chemische
Pflanzenschutzmittel nicht anzuraten ist. Bei der Bekampfung der Ublichen
Wildkrauter (> Spontan — Vegetation) kann unter dem Vorbehalt der im letzten
Absatz getatigten Ausfuhrungen auf Herbizide verzichtet werden. Es sollte jedoch die
Moglichkeit offengehalten werden, im Bedarfsfalle mit (im Sinne des
Pflanzenschutzgesetzes) zugelassenen, chemischen Mitteln gegen so genannte
Neophyten, also invasive Pflanzenarten vorgehen zu koénnen. Entsprechend
deklarierte Pflanzenarten wurden (kurz zusammengefasst) teils bewusst, teils
unbewusst aus anderen Teilen der Erde eingeflhrt und hier ausgesat. Neophyten
besitzen unter Anderem die Eigenschaften, durch enthaltene Stoffe/ Gifte eine
Gefahr fir Menschen und (Haus-) Tiere darzustellen (Beispiel: Herkulesstaude/
Jakos - Kreuzkraut) oder durch Uberaus grof’e(n) Vermehrungsdrang, Wuchs- und
Konkurrenzstarke die heimische Vegetation zu Uberwuchern und perspektivisch zu
verdrangen (Beispiel: japanischer Knoterich). Sollte das Aufkommen entsprechender
Pflanzenarten in den nachsten Monaten/ Jahren weiter zunehmen ware mehr als
ratsam, fur die Bekampfung notfalls auf chemische Mittel zurickgreifen zu konnen.
Eine weitere Einschrankung des herbeizufihrenden Beschlusses sollte darin
bestehen, weiterhin beispielsweise tierische Schadlinge bekampfen zu dirfen,
welche eine Gefahr flir Mensch und (Haus-) Tier darstellen (Beispiel:
Eichenprozessionsspinner).

Die Verwaltung schlagt hierzu eine alternative Beschlussformulierung (siehe
Beschlussvorschlag vor).

Um kurz auf die weiteren Unterpunkte einzugehen, sei folgendes erganzt. Zu a) ist
zu sagen, dass sowohl zuletzt als auch fortan keine Unternehmen mit der
Ausbringung von Herbiziden beauftragt werden und wurden. Kinftig kann bei der
Beauftragung von externen Dienstleistern (sofern dies Uberhaupt erfolgt) noch der
Hinweis gegeben werden, dass der Einsatz von Herbiziden nicht gestattet ist. Die
Umwandlung vieler offentlicher Flachen in bienen- und insektenfreundliche
BlUhflachen (b) erfolgt sukzessive bereits seit Mitte 2017. Bei der Verpachtung von
Flachen fur landwirtschaftliche Nutzung (c) werden in der Regel langfristige Vertrage
geschlossen, die derzeit noch Gultigkeit haben. Eine Information, beispielsweise zum
Verzicht auf Schottergarten (e) wurden den Burgern beim Versand der
Grundsteuerbescheide Ubermittelt.

Beschlussvorschlag:

Der Ausschuss fur Wohnen, Bauen, Umwelt und Vergaben nimmt die Ausfuhrungen
zur Kenntnis. Ferner beschliet der WBUV, dass durch den Baubetriebshof oder
durch die Stadt Wegberg beauftragte Dienstleister keine chemischen
Pflanzenschutzmittel mehr ausgebracht werden dirfen. Ausnahmen hiervon durfen
gemacht werden, wenn dies zum Schutz der Gesundheit der Blrgerinnen und
Blrger, zum Schutze der stadtischen und allgemeinen Infrastruktur und zum Schutz
der heimischen Vegetation erforderlich und ein wirksamer Schutz anders nicht zu
realisieren ist.



Kosten und Finanzierung:

Der Beschluss an sich verursacht keine finanzielle Auswirkung. Der Vollstandigkeit
halber sei aber auch hier nochmals erwahnt, dass der Verzicht auf Glyphosat an
einigen Stellen zu erhdéhtem Personalaufwand fuhren wird. An manchen Stellen
werden hierdurch deutlich mehr Personalstunden fallig. Dieser personelle
Mehraufwand kann nicht durch das bestehende Personal aufgefangen werden und
wird in letzter Konsequenz moéglicherweise dazu flhren, dass die Pflegestandards in
manchen Bereichen reduziert werden mussen.

Alternativen:
Keine Alternativen
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Birgermeister Wegberg, 07.11.2018
Michael Stock

Rathausplatz 25

41844 Wegberg

Anfrage und Antrag
Herbizideinsatz auf gemeindeeigenen Grundstiicken

Sehr geehrter Herr Burgermeister,

wir bitten um Beantwortung folgender Fragen in der kommenden Sitzung des Ausschusses
Wohnen, Bauen, Umwelt und Vergabe:

Welche Herbizide und Insektizide werden auf stadtischen Flachen eingesetzt?
Wird Glyphosat eingesetzt und wenn dem so ist, in welcher Menge geschieht dies?

In Abhangigkeit von dem Ergebnis der Anfrage, berat der Ausschuss im Anschluss
nachfolgenden Antrag:

Der Rat der Stadt Wegberg beschliefdt, dass auf gemeindeeigenen Grundstiicken keine
glyphosathaltigen Herbizide eingesetzt werden diirfen.

Begriindung:

Glyphosat besser bekannt unter dem Handelsnamen ,Roundup®, ist das weltweit meist
verkaufte Breitbandherbizid, das auch in unserer Kommune von den Landwirten und in
Kleingarten verwendet wird.

In Regionen Lateinamerikas, in denen grofsflachig glyphosatresistente Pflanzen angebaut
werden und Glyphosat in hohem Ausmatf$ als Herbizid eingesetzt wird, gibt es eine erhohte
Rate an Fehlgeburten, Fehlbildungen von Neugeborenen und Krebserkrankungen, die einen
Zusammenhang nahelegen. In neuester Zeit hat die Weltgesundheitsorganisation WHO
internationale Glyphosatstudien ausgewertet und stuft das Herbizid, das bereits in mehreren
Landern verboten wurde, nunmehr fiir den Menschen als ,wahrscheinlich krebserregend” ein.
Prof. Andreas Kortenkamp, anerkannter Human-Toxikologe von der Brunel University London
betonte die Seriositat dieser Neueinschatzung und fordert die zustandigen EU-Behorden auf,
entsprechende Mafinahmen zum Schutz der Verbraucher einzuleiten. In diesem
Zusammenhang ist auch eine Studie von Frau Prof. Monika Kriiger von der Universitit Leipzig
interessant, die einen Zusammenhang zwischen dem Herbizid und dem weit verbreitenden
Rinder- und Kalbersterben in der Landwirtschaft sieht. Ihre Studie belegt zudem, dass bei ca.



70% der Bevolkerung Glyphosat im Urin nachgewiesen werden kann. Allein das finden wir
sehr bedngstigend, denn in dem menschlichen Koérper gehort das Herbizid mit Sicherheit nicht.

Neben diesen Risiken tragt das Herbizid verstarkt zum Artensterben bei, da durch Abtéten der
Beikrauter vielen Insekten und damit auch den Feldvogelarten die Nahrungsgrundlage
entzogen wird.

Wir sind der Meinung, dass wir nicht abwarten sollten, bis der Gesetzgeber handelt, sondern
als Stadt schon heute handeln. Wir wollen dafiir sorgen, dass von gemeindeeigenen
Grundstiicken keine ,,Glyphosat-Gefahr“ ausgehen kann und den Einsatz von Glyphosat auf
unseren Grundstiicken untersagen. Wenn auch nur der Verdacht besteht, sollten wir reagieren
und vorsichtshalber einen Einsatz auf den Flachen verbieten. Unsere Kinder und Enkelkinder
werden es uns sicherlich spater danken.

Detlef Kuhr (Fraktionsvorsitz) Annette Dahmen-Langela (Stellvert. Fraktionsvorsitz)



	Vorlage
	Anlage  1 Antrag Linke Herbizidensatz auf gemeindeeigenen Grundstücken

